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Gautinger Windkraftanlagen: Gemeinde verschweigt wesentliche Risiken der Flugsicherheit 

 

Die Bürgerinitiative Umwelt-Energie-Gauting (BUEG) hat beim Landratsamt Starnberg erfolgreich 
Akteneinsicht zu den Windkraftplänen der Gemeinde Gauting erwirkt und diese am 29.5.2024 erhalten. 
Die Sichtung der Unterlagen zeigt: Die Gemeinde verschweigt wesentliche Risiken der Gautinger 
Windkraftpläne. Die Deutsche Flugsicherung (DFS) hatte in ihrer fachlichen Stellungnahme vom 
08.02.2024 empfohlen, für alle vier Königswieser Anlagen sowie für zwei der damals drei beantragten 
Buchendorfer Anlagen „aufgrund der zu erwartenden Gefährdung des Sichtflugverkehrs in diesem 
Bereich (…) die luftrechtlichen Zustimmungen zu den Windkraftanlagen (…) zu versagen“. Dem pflichtet 
das Luftamt Südbayern in seiner Stellungnahme an das Landratsamt vom 08.03.2024 bei: „Wir 
verweigern hiermit die Zustimmung nach § 14 LuftVG zu den Errichtungen der sechs Windkraftanlagen 
(…). Dementsprechend hat das Landratsamt Starnberg den Projektierer darauf hingewiesen, dass es 
den Vorbescheidsantrag für sechs der sieben angefragten Windenergieanlagen ablehnen müsste und 
ihn zugleich aufgefordert, die Standorte in Abstimmung mit der Regierung umzuplanen.  

Aus dem Schriftverkehr ergibt sich klar, dass die Gemeinde Gauting seit dem 27.03.2024 von der 
ablehnenden Stellungnahme der Genehmigungsbehörde weiß. Dennoch ließ die Bürgermeisterin eine 
Vorlage für die Aufnahme der Gautinger Flächen in die Vorranggebietsplanung des Regionalen 
Planungsverbandes München erarbeiten und diese am 07.05.2024 – also sechs Wochen später – vom 
Gemeinderat beschließen. Besonders pikant: Der Vorbescheidsantrag wird in der Beschlussvorlage 
zwar erwähnt, es fehlt aber jede Aufklärung darüber, dass der Antrag aufgrund der fachlichen Einwände 
der deutschen Flugsicherung und der Stellungnahme des Luftamts Südbayern in dieser Form nicht 
genehmigungsfähig ist. Die Tatsache, dass die Windkraftanlagen aus Gründen der 
Luftverkehrssicherheit so nicht genehmigungsfähig sind, ist ein wesentliches Faktum. Dieses Faktum 
hätten die Bürgermeisterin und der Gemeinderat den Gautinger Bürgerinnen und Bürgern, aber auch 
dem Regionalen Planungsverband München nicht verschweigen dürfen“, so die BUEG. 

„Dieses Verhalten der Gemeinde kritisieren wir auf das Entschiedenste! Seit langem weiß sie von der 
Einschätzung des Regionalen Planungsverbandes München, wonach das Projekt mit dem Artenschutz 
und anderen Planungskriterien unvereinbar ist. Seit bereits zwei Monaten hat sie darüber hinaus 
Kenntnis von den ablehnenden Stellungnahmen der Luftfahrtbehörden, die besagen, dass das Projekt 
mit der Luftverkehrssicherheit unvereinbar ist. Und Letzteres betrifft ganz konkret nicht nur die Sicherheit 
der Piloten und Passagiere, sondern auch die Sicherheit der Menschen im dicht besiedelten Würmtal. 
Dennoch lässt die Gemeinde die Gautinger Bürgerinnen und Bürger über die offensichtliche 
Rechtswidrigkeit und die Risiken dieser Windkraftprojekte völlig im Unklaren", so die BUEG.  

Die BUEG begrüßt ausdrücklich, dass das Landratsamt Starnberg den gesetzlichen Auskunftsanspruch 
erfüllt hat. „Nunmehr liegt bereits die zweite behördliche Bestätigung für unsere zentralen Bedenken 
vor: Der Regionale Planungsverband München bestätigt unsere Landschafts- und 
Artenschutzeinwände. Die Deutsche Flugsicherung und das Luftamt Südbayern bestätigen den Verstoß 
gegen die Luftverkehrssicherheit. In Summe zeigt sich: Gauting eignet sich nicht für Windräder. Sie sind 
weder wirtschaftlich noch ökologisch vertretbar, vor allem aber auch nicht sicher zu betreiben. Wir 
fordern die Gemeinde erneut auf, die Bürgerinnen und Bürger offen und ehrlich zu informieren und ihre 
Windkraftpläne aufzugeben“, so die BUEG abschließend.  


